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Medienmitteilung 

Regierung begrüsst Verordnungsänderungen im Umweltbereich 

 

Solothurn, 8. Juni 2021 - Die Regierung ist weitestgehend einverstanden 

mit vier Verordnungsänderungen aus dem Umweltrecht, die der Bund 

dem Kanton zur Stellungnahme unterbreitet hat. Sie begrüsst insbeson-

dere, dass der Schutz von Mensch und Umwelt mit strengeren Zulas-

sungskriterien für Pflanzenschutzmittel für nichtberufliche Anwendun-

gen verbessert wird. 

 

Die Revision der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung betrifft hauptsäch-

lich die Übernahme zahlreicher Änderungen des EU-Rechts. Zudem sieht die da-

mit verbundene Änderung der Pflanzenschutzmittelverordnung strengere Zulas-

sungskriterien für Pflanzenschutzmittel für nichtberufliche Anwendungen vor. 

Der Regierungsrat ist mit den Änderungen grösstenteils einverstanden, denn 

dadurch werden die Risiken für Mensch und Umwelt vermindert. Er beantragt 

jedoch Nachbesserungen im Bereich der Löschmittel, bei der Meldepflicht von 

Kälteanlagen wie auch bei den Anwendungsbeschränkungen von Pflanzen-

schutzmitteln. 

 

Die Änderungen der Abfallverordnung zielen auf eine bessere Verwertung von 

Abfällen ab. So soll zum Beispiel ein grösserer Anteil der bei der Verbrennung 

von Abfällen entstehenden Energie genutzt werden. Das Verbot der Ablagerung 

von Ausbauasphalt ab dem Jahr 2031 schafft zudem die Voraussetzung für ein 

konsequentes Asphalt-Recycling. Dadurch können wertvolle Ressourcen, Energie 
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und Deponievolumen eingespart werden. 

 

Mit weiteren Verordnungsänderungen strebt der Bund eine Vereinfachung der 

Verfahren und eine verstärkte Digitalisierung des Datenaustauschs an. Diese Än-

derungen sind aus Sicht des Regierungsrates zeitgemäss und sinnvoll. 

 

 

 

 

 

Weitere Auskünfte  

Christian Hadorn, Amt für Umwelt, Leiter Abteilung Koordination, 032 627 28 02 


